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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Verfassungsfragen

Pléne fiir eine Totalrevision der Kantonsverfassung bestehen auch in den Kantonen
Sankt Gallen, Schaffhausen und Ziirich.In Sankt Gallen sprach sich der Grosse Rat fur
eine Totalrevision der Verfassung bis zum Jahr 2000 aus und damit gegen den Antrag
der Regierung, die Konstitution schrittweise zu revidieren. Die dafur zusténdige
Verfassungskommission soll auf Mitglieder des Grossen Rats beschrénkt bleiben, wobei
es den einzelnen Arbeitsgruppen unbenommen  bleibt, aussenstehende
Personlichkeiten beizuziehen. In Schaffhausen beflrwortete der Regierungsrat eine
Motion der SP fur eine Verfassungsrevision bis zum Jahre 2001, dem 500. Jahrestag des
Beitritts zur Eidgenossenschaft. In Zlrich legten sowohl die Griinen wie auch die EVP
Projekte flr eine Revision der 125jahrigen Verfassung vor. '

Am 25. Juni nahmen die Stimmberechtigten in Sankt Gallen die Erarbeitung einer
neuen Kantonsverfassung in der Legislaturperiode 1996-2000 grundsétzlich an, und
zwar mit einer Mehrheit von 78,7% der Stimmen. Die Frage, ob diese in die Kompetenz
des Grossen Rats gestellt oder zu diesem Zweck eigens ein Verfassungsrat gebildet
werden solle, wurde zugunsten des bestehenden Gremiums entschieden: 56,4% der
Stimmberechtigten sprachen sich fiur den Grossen Rat aus, 47,7% fur einen
Verfassungsrat. In Appenzell Ausserrhoden wurde die neue Kantonsverfassung am 30.
April von der Landsgemeinde angenommen. In Neuenburg sprach sich der Grosse Rat
fur die Revision der bestehenden Kantonsverfassung aus dem Jahre 1858 aus. Zu
diesem Zweck soll eine konstituierende Versammlung geschaffen werden, die auf
Mitglieder des Grossen Rates beschrankt werden soll. In Schaffhausen schliesslich hiess
der Grosse Rat die Einleitung des Verfahrens zur Totalrevision der Kantonsverfassung
gut.?

Die Bundesversammlung genehmigte die Verfassungsédnderungen in den Kantonen
Genf, Graublnden, Obwalden, Schaffhausen, Wallis und Zug. Spater hiess sie auch die
Revision der Kantonsverfassungen von Nidwalden, Obwalden und St. Gallen gut. Noch
nicht verabschiedet waren zu Jahresende die vom Bundesrat im September
beantragten Genehmigungen der neuesten Revisionen der Verfassungen der Kantone
Luzern, Obwalden, Schaffhausen, Waadt und Zug. ®

Das nationale Parlament hiess Teilrevisionen der Verfassungen der Kantone Zirich,
Basel-Stadt, Basel-Land, Schaffhausen, Aargau, Thurgau, Wallis, Genf und Jura gut.
Dabei wurde, dies eine Seltenheit, im Fall der Genfer Verfassung auch materiell zu einer
Neuerung Stellung genommen: Der Aargauer Stédnderat Reimann (svp) gab seinem
Erstaunen dartber Ausdruck, dass sich der Kanton Genf den Verfassungsauftrag
gegeben hat, mit seinen Staatsbetrieben auf dem liberalisierten
Telekommunikationsmarkt aktiv zu werden. In der Herbstsession wurden auch
Verfassungsteilrevisionen der Kantone Nidwalden, Basel-Land, Thurgau und Genf
sanktioniert.

Am 24. September hiessen die Neuenburger Stimmberechtigten ihre totalrevidierte
Kantonsverfassung gut. Die anfangs der achtziger Jahre eingeldutete Bewegung flr eine
Reform der Kantonsverfassungen wurde damit im zehnten Kanton abgeschlossen.
Neuenburg war zugleich der erste welsche Kanton, der sich in dieser Periode eine neue
Grundordnung gegeben hat. Als wesentliche materielle Neuerungen in Neuenburg sind
die Einfiihrung des kantonalen Ausldnderstimmrechts (es bestand bereits auf
kommunaler Ebene), die Abschaffung des obligatorischen Finanzreferendums (bisher
fur Ausgaben von 3 Mio Fr. oder mehr) und die Einfihrung der Volksmotion nach dem
Vorbild des Kantons Solothurn zu erwéhnen. Mit der neuen Verfassung kénnen die
Gemeinden zudem eine Neuenburger Spezialitdt, die Wahl der Gemeindeexekutiven
durch das Gemeindeparlament, durch eine Volkswahl ersetzen. In Freiburg wurde am
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12. Mérz ein 130 Personen zahlender Verfassungsrat gewahlt. Dabei entsprachen die
parteipolitischen Krafteverhaltnisse in etwa denjenigen des Grossen Rates; immerhin
rund ein Sechstel der Sitze ging an Parteilose. Im Kanton Ziirich wahlten am 18. Juni die
Blrgerinnen und Blrger bei einer Beteiligung von nur gerade 22% einen Verfassungsrat.
In St. Gallen verabschiedete das Parlament die neue Verfassung; in Schaffhausen
befasste sich der Grosse Rat in erster Lesung mit den Vorschléagen der
Verfassungskommission. °

In zwei Kantonen hatte das Volk Uber neue, totalrevidierte Verfassungen zu
entscheiden. In St. Gallen stimmte es mit einem Ja-Anteil von 72% zu, in Schaffhausen
lehnte es hingegen die neue Grundordnung ab. Der Widerstand gegen die von allen
grossen Parteien unterstitzte Vorlage richtete sich vor allem gegen die Straffung der
Volksrechte (Abschaffung des obligatorischen Gesetzesreferendums, Erhdéhung der
Finanzkompetenzen des Parlaments). Mit diesem negativen Entscheid war die
Verfassungsrevision allerdings nicht abgeschlossen: Das Parlament machte sich an die
Beratung eines zweiten Entwurfs.

In der Waadt schloss der Verfassungsrat seine dreijahrige Arbeit ab und legte die neue
Kantonsverfassung, welche unter anderem das kommunale Auslanderstimmrecht
obligatorisch einfuhrt, dem Volk zur Entscheidung vor. Trotz Widerstands der Rechten
(LP, SVP und Arbeitgeber) und nur halbherziger Unterstltzung durch die FDP hiessen
die Stimmberechtigten die neue Grundordnung am 22. September mit einer Mehrheit
von 56% gut. Nachdem im Kanton Schaffhausen die Totalrevision der Verfassung im
Vorjahr in der Volksabstimmung gescheitert war, legte das Parlament eine Neuauflage
vor. Diese erhdhte die Ausgabenlimite fur das obligatorische Finanzreferendum weniger
stark und strich die im Abstimmungskampf heftig umstrittene Abschaffung des
obligatorischen Gesetzesreferendums. Als Variante wurde dem Volk aber eine Lésung
vorgeschlagen, welche Gesetze, die vom Parlament mit deutlicher Mehrheit (80%)
verabschiedet worden sind, nur noch dem fakultative Referendum unterstellt. Die
Schaffhauser Stimmberechtigten hiessen am 22. September die neue Verfassung
deutlich gut und stimmten mit knappem Mehr (50,2%) auch der Variante mit der
teilweisen Abschaffung des obligatorischen Gesetzesreferendums zu.’

Foéderativer Aufbau
Stadte, Regionen, Gemeinden

Die Kantone haben sehr unterschiedliche Strategien, was die Unterstitzung von
Gemeindefusionen betrifft. Neben steuerlichen Anreizen, wie sie etwa in den Kantonen
Bern und Aargau eingesetzt werden, sind auch Top-Down-Vorgehen im Sinne von
kantonalen Strukturreformen zu beobachten. Die in den letzten Jahren wohl
umfassendste Reform dieser Art wurde im Kanton Glarus mit der Schaffung von nur
noch drei Gemeinden vollzogen.

Weniger rasant veradndert sich der Kanton Graublinden. Die von der Bevdlkerung des
Ostschweizer Kantons bereits 2012 und 2014 beschlossene Gebietsreform soll auf den 1.
Januar 2016 in Kraft treten. Dies beschloss die Blndner Regierung Anfang 2015. Die
bestehende, komplexe Struktur aus 39 Kreisen, 14 Regionalverbédnden und elf Bezirken
wird dann abgeldost durch elf neue Regionen, die als mittlere Ebene zwischen
Gemeinden und Kanton dienen sollen.

Der radikalste Vorschlag wurde 2015 im Kanton Schaffhausen diskutiert. Der
Schaffhauser Regierungsrat legte in Beantwortung eines Postulates einen Bericht mit
zwei Varianten fur eine Reform der Gemeindestrukturen vor. Ein Vorschlag sah dabei
vor, alle 26 Gemeinden aufzuheben und einen Einheitskanton zu schaffen. Die zweite
Variante sah eine Verringerung der Zahl an Gemeinden auf etwa 10 Einheiten vor. Die
Beflrworter der radikalen Variante machten geltend, dass Dienstleistungen besser von
einer einzigen Administration erbracht wirden. Die kleinen Gemeinden seien hingegen
nicht einmal mehr in der Lage, genligend Personal fir alle politischen Amter
aufzutreiben. Dies sei auch der Wirtschaft geschuldet: Unternehmen seien immer
seltener bereit, ihre Angestellten fur Milizaufgaben freizustellen. Die Gegner der
Reform interpretierten die Idee des Einheitskantons als Angriff auf die direkte
Demokratie. Mit dem Verlust der Gemeindeautonomie gehe die Moglichkeit lokaler und
unmittelbarer politischer Mitsprache verloren. Ein angefordertes Gutachten des
Bundesamtes fir Justiz sah keine Einwdnde gegen einen Einheitskanton. Ein Kanton
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musse keine Gemeinden einrichten; er sei vielmehr autonom in der Organisation seines
Gebietes. Eine Volksabstimmung tber die beiden Vorlagen wurde auf 2016 angesetzt. ®

Per 1. Januar 2016 wies das Bundesamt fur Statistik noch 2'294 selbstandige Gemeinden
aus - im Vergleich zu 2015 hatte sich die Zahl damit um 30 Gemeinden verringert. Im
Vergleich zu den Vorjahren nahm die Zahl der Gemeinden damit etwas weniger stark ab.
Fur 2015 kann denn auch eine durchmischte Bilanz hinsichtlich des Gelingens von
Gemeindefusionen gezogen werden:

Im Rahmen der Verleihung des Demokratiepreises durch die Neue Helvetische
Gesellschaft fir den als vorbildhaft bezeichneten Zusammenschluss zwischen Marbach
und Escholzmatt wurde auf die Bedeutung des fortwédhrenden Einbezugs der
Bevolkerung in die Fusionsplanung hingewiesen. Die Behdérden hatten hier viel gelernt
und der sich selbst verstarkende Prozess der Gemeindezusammenschllsse sei
reibungsloser geworden. Eine Fusion kénne deshalb durchaus auch eine Chance fur
eine Wiederbelebung des Milizsystems sein, insbesondere in sehr kleinrdumigen
Strukturen, wo das Personal fir Gemeindedmter zunehmend rarer werde. Erfolgreich
war auch eine Grossfusion im Kanton Tessin, wo sich rund um Bellinzona 13 Gemeinden
zur zwolftgrossten Stadt der Schweiz zusammenschlossen. Der Sudkanton tat sich in
den letzten Jahren mit einer eigentlichen Flurbereinigung hervor: Zwischen 2000 und
2015 verschwanden nicht weniger als 110 Gemeinden - Corippo, mit 14 Einwohnern die
kleinste Gemeinde der Schweiz, bewahrte allerdings bisher die Eigenstéandigkeit. Auch
im Kanton Freiburg stimmte die Bevolkerung von sieben Gemeinden einer neuen
Grossgemeinde zu. Estavayer wird mit rund 9'000 Einwohnern ab 2017 die viertgrosste
Gemeinde im Kanton.

Freilich stiessen Fusionsprojekte auch 2015 auf Widerstand. Im Sonntagsblick wurde gar
ein Stopp des "Fusions-Unsinns" gefordert. Die Boulevardzeitung wies darauf hin, dass
eine Fusion in den wenigsten Fallen zu versprochenen Kosteneinsparungen fihre. In
der Tat wurden 2015 auch einige Fusionsplane von der Stimmbevdlkerung lahmgelegt.
So wollte Bellinzona eigentlich zehntgrosste Stadt der Schweiz werden, vier der
ursprunglich 17 Gemeinden stellten sich allerdings quer. Im Kanton Solothurn stimmten
drei der funf beteiligten Partner rund um Solothurn gegen den als "Topb5" bezeichneten
Fusionsplan. Im basellandschaftlichen Fricktal lehnte eine der vier beteiligten Partner
die Fusion ab und auch im Kanton Freiburg wurden im Marz gleich drei
unterschiedliche Grossfusionsprojekte an der Urne beerdigt. Der Westschweizer
Kanton treibt Gemeindezusammenschlisse aktiv voran: Neben dem Kanton Tessin (-110)
und dem Kanton Graubinden (-98) sticht Freiburg mit den meisten Gemeindefusionen
zwischen 2000 und 2015 ins Auge (-92). Geplant ist hier auch eine Grossfusion in der
Region La Gruyére mit nicht weniger als 25 Gemeinden. Weniger erfolgreich in ihren
kantonalen Bemuhungen waren die Kantone Waadt und Bern, die schweizweit noch
immer die meisten Gemeinden aufweisen. Der Kanton Bern hatte sich zum Ziel gesetzt,
innert 15 Jahren die Zahl an rund 400 Gemeinden auf 300 zu verringern. Ende 2015 gab
es allerdings noch immer 352 eigensténdige Kommunen. Auch im Kanton Waadt, der
eher sanfte Anreize setzt, gab es Ende 2015 noch immer 318 Kommunen; 66 weniger als
im Jahr 2000. Mit der Reduktion der 29 Gemeinden auf nur noch drei
Verwaltungseinheiten war 2006 die radikalste Fusionskur im Kanton Glarus
durchgefiihrt worden. Ahnliche Plane verfolgt der Kanton Schaffhausen, indem die
Regierung unter anderem die Ersetzung aller Gemeinden durch eine einzige
Zentralverwaltung vorschlug.

Ein Anfang 2015 von der Hochschule fir Technik und Wirtschaft Chur vorgelegter
"Fusions-Check" will den wirtschaftlichen, demokratiepolitischen und
gesellschaftlichen Verédnderungen aufgrund von Fusionen auf die Spur kommen. In
ersten Analysen zeigte sich etwa, dass die politische Partizipation in grosser
gewordenen Gemeinden abnimmt. Fusionen seien deshalb differenziert zu betrachten,
so die Studienleiter. °

Ende Februar 2016 stimmte die Bevolkerung des Kantons Schaffhausen Uber die beiden
Varianten fur eine kantonale Strukturreform ab. Zur Auswahl standen die Schaffung
eines Einheitskantons mit der Auflésung aller 26 Gemeinden oder ein im Detail noch
auszuarbeitendes Modell, das eine Verringerung der Anzahl Gemeinden vorsah, um
diese moglichst leistungsfahig zu machen. Zu beiden Vorschlagen konnte die
Stimmbevodlkerung Ja oder Nein sagen. Einig war man sich zwar, dass eine
Strukturreform notwendig sei. Das im Vorfeld erwartete doppelte Nein Uberraschte
dennoch niemanden. Dazu beigetragen hatte wohl auch der Umstand, dass weder der
Kantonsrat noch die Regierung im Vorfeld der Abstimmung eine Empfehlung abgegeben
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hatten. Der Anteil von 81.6% Nein-Stimmen gegen den Einheitskanton war ein
deutliches Zeichen gegen eine radikale Top-Down-Reform. Der vergleichsweise knappe
Anteil an 54.4% Nein-Stimmen gegen die zweite Variante wurde hingegen als
grundlegende Reformwilligkeit interpretiert. Das Gros der Stimmenden schien der
Ansicht zu sein, dass eine als notwendig erachtete Reform eher von unten wachsen
musse statt von oben aufgezwéangt zu werden. Auf kommunaler Ebene beschlossenen
Fusionen williger Nachbargemeinden werden mehr Chancen eingerdumt als einer von
oben erzwungenen Auflésung der Gemeindeautonomie. In der Tat finden zwischen
verschiedenen Gemeinden Fusionsverhandlungen statt. ™

Offentliche Finanzen

Finanzhaushalt der Kantone und Gemeinden

Flr das Jahr 2007 budgetierten die Kantone Ausgaben von 71,2 Mia Fr., das sind 1,6% (1,1
Mia) mehr als im Vorjahr. Die veranschlagten Einnahmen wuchsen um 1,95 Mia und
waren mit 70,35 Mia Fr. um 2,9% hoher als 2006. Mit schwarzen Zahlen rechneten
Aargau, Basel-Stadt, Bern, Freiburg, Glarus, Graubunden, Luzern, Nidwalden, Obwalden,
Schaffhausen, Solothurn, Uri, Waadt, Wallis und Zug. Defizite sahen die Budgets der
Kantone Zirich (287 Mio), Genf (191 Mio), Tessin (170 Mio), Neuenburg (43 Mio), Schwyz
(32 Mio), Thurgau (10 Mio), Basel-Land (7 Mio), Jura (6 Mio), St. Gallen (4 Mio), Appenzell
Innerrhoden (2 Mio) und Appenzell Ausserrhoden (0,3 Mio) vor. ™

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Naturschutz

Fir einen Kompromiss zwischen der Initiative «Aktion Rhy » und dem Gegenvorschlag
der Regierung entschied sich das Parlament des Kantons Schaffhausen. Nach seinen
Vorstellungen sollen nicht nur das Rheinufer, sondern auch weitere Naturschénheiten
vor baulichen Eingriffen bewahrt werden; daneben will der Grosse Rat dem Volk ein
Mitbestimmungsrecht bei den kantonalen Stellungnahmen zur Linienfihrung der
Nationalstrassen einraumen. ™

Gewasserschutz

Mit dem 1992 in Kraft getretenen Gewasserschutzgesetz wurden die Kantone zur
Gewassersanierung angehalten, um in Flissen unterhalb von bestehenden Kraftwerken
bis Ende 2012 eine ausreichende Restwassermenge sicherzustellen. Im Berichtsjahr
wurde bekannt, dass nur die Kantone Basel-Landschaft und Genf dieser Verpflichtung
fristgerecht nachkommen kénnen. In 16 Kantonen koénne die Gewéssersanierung
voraussichtlich 2015 abgeschlossen werden; die restlichen Kantone - mit Ausnahme von
Schaffhausen und Appenzell Innerrhoden, die keinen Sanierungsbedarf aufwiesen -
befanden sich noch starker im Verzug. Dieser Umstand, der zur Verendung von
Tausenden von Fischen und Kleinlebewesen flihre, erzirnte Umwelt- und
Fischereiverbande. Die Kantone begrindeten die  Verzogerungen mit
Kapazitatsengpassen, anderweitigen Prioritdten - namentlich die Gefahrenkarte und
die Festlegung des Gewéasserraumes - sowie mit schleppenden Verhandlungen mit den
Kraftwerkbetreibern. ™

Quatre ans aprés la fin du délai fixé dans la loi sur la protection des eaux (LEaux) pour
I'assainissement des troncons a débit résiduel en aval des prises d’eau concédées
avant 1992, seuls trois quarts des prélévements d'eau ont été assainis. En 2014,
I'enquéte de I'OFEV révélait la lenteur des cantons concernés - tous les cantons
exceptés Schaffhouse, Béle-Ville et Appenzell Rhodes-Intérieures - dans I'exécution de
la tache. Le Conseil fédéral avait donc exhorté les autorités compétentes de remplir
leur obligation. Seuls Genéve et Bale-Ville ont respecté le délai. Les cantons de Soleure
et d'Uri y sont parvenus avec deux ans de retard. Pour les autres cantons, les travaux
d'assainissement sont encore en cours. Parmi les mauvais éléves figurent le Valais, le
Jura et Appenzell Rhodes Extérieures. Depuis 2014, ils ont toutefois accéléré la
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cadence. Actuellement, le Valais doit encore procéder a un tiers des 250 prélévements
restants, et le canton des Grisons a un quart. La Confédération espére la fin de
I'assainissement d'ici 2018. ™

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Grundschulen

Dans le canton de Saint-Gall, I'initiative «pour une école primaire sans enseignement
d'une langue étrangére> sera soumise au peuple en juin 1989 mais le gouvernement, le
parlement, le PDC, le PRD et une partie des socialistes lui sont opposés en vertu des
égards dls aux minorités et de la coordination scolaire. Ses partisans - une partie des
socialistes et I'Adl - ont repris les arguments des initiants zurichois. Le Conseil de
I'éducation de Béle-Campagne qui, dans un premier temps, avait refusé de débuter
plus tot I'enseignement du francais malgré des expériences concluantes, est revenu sur
cette décision de mai 1987. Dans une situation similaire, le conseil de I'éducation de
Schaffhouse a envisagé les modalités permettant une telle mise en oeuvre. Le canton
d'Argovie qui, au départ, avait préféré I'enseignement des travaux manuels a celui du
francais, pourrait aussi réévaluer sa conduite. Dans le canton de Lucerne, la
consultation organisée sur la forme que prendra cette introduction a partagé, mais sans
remettre en cause la décision d'enseignement précoce du francais, les milieux
enseignants. Ceux-ci ont posé trois conditions préalables: une réduction de la matiére
enseignée, une diminution des effectifs des classes et un soutien du projet par les
maftres. Au stade consultatif, le corps enseignant nidwaldien était en majorité favorable
a l'introduction du francais a I'école primaire. Par contre, un questionnaire a démontré
que la plupart des maftres schwyzois se prononcaient contre un tel projet, tout comme
leurs collegues uranais mais ceux-ci se sont déclarés préts a suivre une formation si cet
enseignement était introduit. ®

Aprés les votations zurichoise et thurgovienne de |'an passé, ayant conduit a
|'acceptation de I'enseignement précoce du francais, le résultat du scrutin populaire
saint-gallois était attendu avec impatience. Par 63'213 non contre 39'686 oui, le
souverain du canton de Saint-Gall a refusé I'initiative «Pour une école primaire sans
enseignement d'une langue étrangére». Alors que les partisans de l'initiative - se
recrutant principalement dans les rangs des enseignants (Association cantonale,
Conférence des écoles secondaires) et de I'Adl - invoquérent la surcharge scolaire des
enfants, ses adversaires - réunissant le gouvernement et le parlement cantonaux, le
PDC, le PRD et le PS - arguéerent de I'amélioration des capacités de communication
entre les générations et du climat politique entre les différentes régions linguistiques.
lls firent également part de leur crainte d'un isolement langagier aprés les décisions de
leurs voisins zurichois et thurgovien. Cette inquiétude a par ailleurs été partagée par le
canton de Schaffhouse puisque le parlement de ce dernier a accepté - malgré
I'opposition de I'Adl et d'une partie de I'UDC - le principe de I'introduction du francais
en cinquiéme primaire des la rentrée scolaire de 1992/93. Rappelons qu'en 1985, le
|égislatif cantonal s'était montré fort sceptique quant & cette instruction, les
enseignants et les parents lui étant hostiles. ™

Die Auseinandersetzung um den Fremdsprachenunterricht ging 2005 weiter: Ein
Komitee aus Lehrpersonen und Politikern aus der Ost- und Zentralschweiz (SG, TG, SH,
ZH, ZG, OW, NW, SZ) machte sich gegen die Einflihrung einer zweiten Fremdsprache auf
Primarschulstufe stark und sprach sich damit indirekt gegen das Franzdsische aus, weil
in all diesen Kantonen Englisch als erste Fremdsprache gelehrt werden soll. Das
Nidwaldner Parlament entschied, Englisch ab dem 3. und Franzdsisch ab dem 7.
Schuljahr (und damit erst in der Oberstufe) zu unterrichten. Damit setzte sich der
Kanton als zweiter nach Appenzell Innerrhoden tber die Empfehlungen der EDK (Beginn
des Fremdsprachenunterrichts im 3. und 5. Schuljahr) hinweg. Die Freiburger
Erziehungsdirektorin Chassot (cvp) hingegen erklarte, eine allféllige Abschaffung des
Franzésischunterrichts in den Primarschulen Zirichs, wo eine entsprechende Initiative
hangig ist, nicht hinnehmen zu wollen, und im Tessin erwog die Vereinigung .Coscienza
svizzera® die Lancierung eines eidgendssischen Volksbegehrens, das als erste
Fremdspracheeine Landessprache verlangt.
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In vier Kantonen fanden Urnengénge zum Thema Fremdsprachenunterricht statt:
Schaffhausen, Thurgau und Zurich lehnten je eine Volksinitiative ab, welche in der
Primarschule nur eine Fremdsprache vorsah, Zug sprach sich gegen ein Begehren aus,
das statt Franzésisch Englisch als erste Fremdsprache einflihren wollte. ™
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